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Stadt 
Heidelberg 

Drucksache: 

0 0 5 2 / 2 0 1 7 / I V  

Datum: 

18.04.2017 

Federführung: 

Dezernat III, Amt für Soziales und Senioren 

Beteiligung: 

Dezernat I, Rechtsamt 
Dezernat IV, Bürgeramt 

Betreff: 

Cannabis Social Club 

Informationsvorlage 

Beratungsfolge: 

Gremium: Sitzungstermin: Behandlung: Kenntnis genommen: Handzeichen: 

Haupt- und Finanzaus-
schuss 

03.05.2017 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Ausschuss für Soziales 
und Chancengleichheit 

30.05.2017 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Haupt- und Finanzaus-
schuss 

20.06.2017 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Gemeinderat 29.06.2017 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

 

Beschlusslauf 
Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gre-

mien beginnen ab der Seite 2.2 ff. 
Letzte Aktualisierung: 03. Juli 2017 
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Zusammenfassung der Information:  

Der Haupt- und Finanzausschuss und der Gemeinderat nehmen die Informationen zum 
Thema Cannabis Social Club zur Kenntnis. 

 

Finanzielle Auswirkungen:   

Bezeichnung: Betrag: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

aktuell keine  

  

Einnahmen:  

keine  

  

Finanzierung:  

keine  

  

 
 

Zusammenfassung der Begründung:   

DIE LINKE/PIRATEN und Bündnis 90/Die Grünen unterstützen die Einführung eines 
Cannabis Social Clubs (CSC) in Heidelberg. Die Stadt Heidelberg könne hierfür einen 
Antrag auf Ausstellung einer Ausnahmegenehmigung im Rahmen der derzeit gültigen 
Rechtsprechung für ein wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt stellen. Die Vorlage in-
formiert über die Rechtslage, die Situation in anderen Kommunen und die Stellungnah-
men des Gesundheitsamtes und des Polizeipräsidiums Mannheim. 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 03.05.2017 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 03.05.2017 

13.1 Cannabis Social Club 
Informationsvorlage 0052/2017/IV 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner weist auf die als Tischvorlage verteilten Anträge der 
Fraktion DIE LINKE / PIRATEN (Anlage 03 zur Drucksache 0052/2017/IV) und der Frak-
tion Bündnis 90 / Die Grünen (Anlage 04 zur Drucksache 0052/2017/IV) hin.  

In beiden sei der Geschäftsordnungsantrag auf  

Verweisung des Tagesordnungspunktes in die nächste Sitzung des Ausschusses für So-
ziales und Chancengleichheit 

enthalten. 

Der Antrag auf Verweisung wird von den Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses 
ohne Widerspruch unterstützt. Somit ist der Tagesordnungspunkt verwiesen. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

 

Ergebnis: verwiesen in den Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit 
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Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit 
vom 30.05.2017 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 30.5.2017 

1.2 Cannabis Social Club 
Informationsvorlage 0052/2017/IV 

Bürgermeister Dr. Gerner weist auf den als Tischvorlage verteilten Antrag der Fraktion 
DIE LINKE / PIRATEN (siehe Anlage 05 zur Drucksache: 0052/2017/IV) hin und bittet 
zunächst die anwesenden Sachverständigen um eine kurze einführende Stellungnahme: 

Herr Dr. Schell verdeutlicht zunächst die Stellungnahme des Gesundheitsamtes inso-
fern, dass das Gesundheitsamt nicht die Einführung eines Cannabis Social Clubs befür-
worte, sondern dass „… Angesichts der universitären Infrastruktur vor Ort (…) eine 
Durchführung auch in Heidelberg im Sinne der Etablierung eines „Cannabis Social Clubs“ 
prinzipiell denkbar…“ sei. Dies sei aber nur unter ganz engen Rahmenbedingungen, zum 
Bsp. bei enger wissenschaftlicher Begleitung, und vor allem unter strenger Einhaltung 
des Jugendschutzes vorstellbar. 

Herr Erster Kriminalhauptkommissar Reiner Lange von der Kriminalpolizeidirektion 
Heidelberg, Kriminalinspektion 4, Dezernat 4.1 (Rauschgiftkriminalität) bekräftigt die vor-
liegende Stellungnahme der Polizei. Die Freigabe von Cannabis in einem Cannabis Soci-
al Club (CSC) sei ein falsches Signal, insbesondere für Jugendliche.  

Der Leiter der Fachstelle Sucht, Herr Ralf Krämer, lehnt die Freigabe von Cannabis 
ebenfalls ab. Er erwartet, dass sich in einem CSC vor allem Intensivkonsumenten finden 
werden. 

In der anschließenden Diskussion melden sich folgende Stadträte zu Wort: 

Frau Mirow, Herr Priem, Herr Mumm, Herr Föhr, Herr Diefenbacher, Frau Stolz, Frau 
Deckwart-Boller, Herr Zieger, Frau Dr. Meißner 

Die Diskussion hat folgenden Inhalt: 

Das Thema CSC und die Durchführung einer Fachtagung, wie es die Fraktion Die Linke / 
Piraten beantragt, werden kontrovers diskutiert. 

Als Argumente, die FÜR einen CSC sprechen, werden insbesondere genannt: 

 es gebe Studien aus anderen Ländern, nach denen die Konsumentenzahl trotz Frei-
gabe von Cannabis nicht ansteige 

 der Konsum von Cannabis werde kriminalisiert, dadurch sei der Schwarzmarkt ein 
großes Problem 

 viele Polizeibeamte seien gebunden durch die Verfolgung von Cannabis-Delikten 

 es gebe bereits Stimmen, auch von Polizeiverbänden, Sozialverbänden oder vom 
Paritätischen Landesverband, die sich für eine Freigabe von Cannabis aussprechen 

 andere Drogen, wie Alkohol oder Zigaretten seien ebenfalls schädlich, aber erlaubt 

 die Illegalität fördere die Kriminalität 

 die Suchtproblematik komme von sozialen Problemen, nicht vom reinen Konsum 
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Als Argumente, die GEGEN einen CSC sprechen, werden insbesondere genannt: 

 die Freigabe von Cannabis in einem CSC habe eine Signalwirkung, insbesondere auf 
Jugendliche 

 die Einrichtung eines CSC habe einen Werbeeffekt über die Stadtgrenzen hinaus und 
ziehe vor allem Intensivkonsumenten an 

 die Problematik mit erlaubten Drogen wie Alkohol sei bereits groß genug 

 der Kinder- und Jugendschutz könne nicht ausreichend gewährleistet werden 

 das Suchtpotenzial von Cannabis sei nicht ausreichend bekannt, es drohe Verharm-
losung  

 Cannabis-Konsum könne – in seltenen Fällen – sog. Flashbacks bzw. Nachhallpsy-
chosen verursachen 

 die Verwaltung hätte weder Mittel noch Personal, ein entsprechendes Konzept aus-
zuarbeiten und zu begleiten 

 die Abgabe für medizinische Zwecke bei Schwerstkranken sei bereits erlaubt 

 Cannabis könne Einstieg für andere Drogen und Auslöser für Psychosen sein 

 die Studien aus anderen Ländern seien nicht übertragbar  

Stadtrat Föhr spricht sich für die CDU-Fraktion – nach intensiver Vorberatung – eindeutig 
gegen die Einrichtung eines CSC aus. Auch Stadtrat Diefenbacher lehnt für die Heidel-
berger die Einrichtung eines CSC ab. 

Sowohl die Mitglieder der Fraktion der Grünen als auch die der Fraktion der SPD sind bei 
der Einrichtung eines CSC geteilter Meinung, wollen sich aber nicht der Durchführung ei-
ner Fachtagung verschließen; Stadträtin Deckwart-Boller und Stadträtin Dr. Meißner bit-
ten deshalb, Ziffer 1 und Ziffer 2 des Sachantrages der Fraktion Die Linke / Piraten ge-
trennt abzustimmen. 

Nachdem noch kein Konzept zu einem CSC vorliegt, über das man inhaltlich diskutieren 

könne, modifiziert Stadträtin Mirow ihren Antrag wie folgt: 

Die Stadtverwaltung erarbeitet ein Konzept für eine Fachtagung zum Thema „Cannabis 
Social Club“ und legt dies dem Gemeinderat unter Einbeziehung des ASC vor. 

Die dortige Diskussion solle die Debatte versachlichen, aus der Fachtagung könne sich 
eine Arbeitsgemeinschaft ableiten, die ein Konzept für einen CSC ausarbeitet.  

Stadtrat Föhr schlägt vor, den Antrag von DIE LINKE / PIRATEN als Prüfauftrag wie 

folgt zu formulieren: 

Die Stadtverwaltung prüft, ob und wie die Durchführung einer Fachtagung zum Thema 
„Cannabis Social Club“ sinnvoll ist und legt das Ergebnis dem Gemeinderat unter Einbe-
ziehung des ASC vor. 
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Vor Abstimmung über den Antrag nimmt die Leiterin des Amtes für Soziales und Senio-
ren, Frau Haas-Scheuermann, Stellung zu den Zuständigkeiten innerhalb der Verwaltung: 
in anderen Kommunen (Frankfurt, Düsseldorf, Münster) sei die Einrichtung eines CSC ein 
gesundheitspolitisches und kein sozialpolitisches Thema.  

Für Fragen der Gesundheitspolitik wurde in Heidelberg gemeinsam mit dem Rhein-
Neckar-Kreis 2012 eine „Kommunale Gesundheitskonferenz Rhein-Neckar-Kreis & Hei-
delberg“ eingerichtet. Dort werden im Zusammenwirken vieler fachkompetenter Akteure 
und Organisationen zu ausgewählten Schwerpunktthemen Handlungsempfehlungen 
entwickelt. 

Bürgermeister Dr. Gerner schlägt deshalb vor, den gestellten Antrag wie folgt zu modi-

fizieren: 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit gibt der Kommunalen Gesundheits-
konferenz Rhein-Neckar-Kreis & Heidelberg den Prüfauftrag, ob und wie die Durchfüh-
rung einer Fachtagung zum Thema „Cannabis Social Club“ sinnvoll ist. 

Herr Dr. Schell, selbst Mitglied in der Kommunalen Gesundheitskonferenz (KGK), er-
gänzt, der nächste Termin der KGK sei der 26.10.2017; die KGK könne sich dort mit dem 
Thema CSC befassen. Das Planungsgremium für diesen Termin tage bereits Ende Juni 
2017, dort werde er das Thema einbringen. Im ASC am 19.9.2017 könne dann darüber 
informiert werden, wie die KGK mit dem Auftrag umgehen wird. 

Abschließend stellt Bürgermeister Dr. Gerner folgenden Antrag zur Abstimmung: 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit gibt der Kommunalen Gesundheits-
konferenz Rhein-Neckar-Kreis & Heidelberg den Prüfauftrag, ob und wie die Durchfüh-
rung einer Fachtagung zum Thema „Cannabis Social Club“ sinnvoll ist. 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit wird in seiner Sitzung am 19.09.2017 
informiert, wie die Kommunale Gesundheitskonferenz mit dem Auftrag umgehen wird. 

Ergebnis der Abstimmung: angenommen mit 12:1:1 Stimmen 

gezeichnet 
Dr. Joachim Gerner 
Bürgermeister 

 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 20.06.2017 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 20.06.2017 

21.1 Cannabis Social Club 
Informationsvorlage 0052/2017/IV 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner weist auf das Beratungsergebnis der Sitzung des 
Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 30.05.2017 und den dort be-
schlossenen Arbeitsauftrag hin.  

Stadtrat Zieger erinnert an die intensiven Diskussionen in den Vorberatungen. Mit der Be-
richterstattung darüber in den Medien zeigt er sich jedoch nicht zufrieden, da dort der An-
schein erweckt worden sei, man habe sich gegen einen Cannabis Social Club entschie-
den. Dies sei jedoch nicht der Fall. Vielmehr habe man den Kompromiss gefunden, zu-
nächst einen Prüfauftrag für eine Fachtagung in Auftrag zu geben. Er kündigt an, nach 
erfolgter Fachtagung werde seine Fraktion den Antrag auf Einführung eines Cannabis 
Social Clubs voraussichtlich erneut stellen. 

Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses nehmen die Information ohne weiteren 
Aussprachebedarf zur Kenntnis. 

Zusammenfassung der Information (mit Arbeitsauftrag):  

Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Informationen zum Thema Cannabis Social 
Club zur Kenntnis und empfiehlt dem Gemeinderat: 

Die Kommunale Gesundheitskonferenz Rhein-Neckar-Kreis & Heidelberg erhält den 
Prüfauftrag, ob und wie die Durchführung einer Fachtagung zum Thema „Cannabis 
Social Club“ sinnvoll ist. 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit wird in seiner Sitzung am 
19.09.2017 informiert, wie die Kommunale Gesundheitskonferenz mit dem Auftrag 
umgehen wird. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Sitzung des Gemeinderates vom 29.06.2017 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 29.06.2017 

37.1 Cannabis Social Club 
Informationsvorlage 0052/2017/IV 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner weist auf das Beratungsergebnis des Haupt- und 
Finanzausschusses vom 20.06.2017 hin.  

Zusammenfassung der Information (mit Arbeitsauftrag):  

Der Gemeinderat nimmt die Informationen zum Thema Cannabis Social Club zur Kennt-
nis und erteilt folgenden Arbeitsauftrag an die Verwaltung: 

Die Kommunale Gesundheitskonferenz Rhein-Neckar-Kreis & Heidelberg erhält den 
Prüfauftrag, ob und wie die Durchführung einer Fachtagung zum Thema „Cannabis 
Social Club“ sinnvoll ist. 

Der Ausschuss für Soziales und Chancengleichheit wird in seiner Sitzung am 
19.09.2017 informiert, wie die Kommunale Gesundheitskonferenz mit dem Auftrag 
umgehen wird. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Begründung:  

LINKE/PIRATEN und B'90/Grünen unterstützen mit Antrag Drucksache 0087/2016/AN vom 
07.10.2016 die Einführung eines Cannabis Social Clubs (CSC) in Heidelberg. Es bilde sich inzwi-
schen ein zunehmender gesellschaftlicher Konsens darüber heraus, dass der Eigengebrauch von 
Cannabis für Erwachsene nicht weiter strafrechtlich verfolgt werden solle. Eine Reform des Betäu-
bungsmittelgesetzes werde von den meisten Parteien gefordert und auch aus den suchttherapeuti-
schen, juristischen und polizeilichen Kreisen mehrten sich die Stimmen für eine Entkriminalisierung 
des Konsums. Ein CSC könne auf kommunaler Ebene ein Modell für eine legale Abgabe von Can-
nabis sein, wobei die Clubstruktur den Jugendschutz gewährleiste. Die Stadt Heidelberg könne hier-
für einen Antrag auf Ausstellung einer Ausnahmegenehmigung im Rahmen der derzeit gültigen 
Rechtsprechung für ein wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt stellen. 

1. Rechtslage  

In Deutschland gehört Cannabis gemäß § 1 Betäubungsmittelgesetz (BtMG) in Verbindung mit der 
Anlage I des BtMG zu den nicht verkehrsfähigen Stoffen. Wer Cannabis ohne Erlaubnis des Bun-
desinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) anbaut, herstellt, damit Handel treibt, ein-
führt, ausführt, veräußert, abgibt, sonst in den Verkehr bringt, erwirbt oder sich in sonstiger Weise 
verschafft, macht sich nach §§ 29 fortfolgende BtMG strafbar. Eine Erlaubnis kann das BfArM nach 
§ 3 BtMG nur ausnahmsweise zu wissenschaftlichen oder anderen im öffentlichen Interesse 
liegenden Zwecken erteilen. 

Bisher konnten schwerkranke Patienten beim BfArM eine entsprechende Ausnahmegenehmigung 
vom allgemeinen Anbauverbot für Cannabis beantragen. Die Betroffenen mussten die Notwendig-
keit einer Behandlung mit Cannabis darlegen, ihre Krankheit und ihre bisherige Therapie dokumen-
tieren. Eine Kostenerstattung durch die gesetzliche Krankenversicherung war nicht möglich. Durch 
Inkrafttreten der Änderungen des Betäubungsmittelgesetzes zum 1. März 2017 können Ärzte 
Schwerkranken Cannabis-Arzneimittel künftig jedoch auf Rezept verordnen. Die Kosten erstattet die 
gesetzliche Krankenversicherung. Eine Ausnahmegenehmigung des BfArM ist dafür nicht mehr 
erforderlich. Anbau und Vertrieb von Cannabis werden durch eine staatliche Cannabisagentur, 
angesiedelt beim BfArM, koordiniert und kontrolliert. 

Nach Aussagen der Bundesregierung ändere dieses Gesetz jedoch nichts an der grundsätzlichen 
Haltung zur Freigabe von Cannabis: Der Eigenanbau – selbst zu medizinischen Zwecken – und sei-
ne Verwendung zu Rausch-/Genusszwecken bleiben verboten. 

Auf Bundesebene wird deshalb seit 2015 über ein „Cannabiskontrollgesetz“ beraten, dessen Ent-
wurf von der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen in den Bundestag eingebracht wurde. 
Als Begründung für die Einbringung des Gesetzesentwurfes wird genannt, dass zum einen Volljäh-
rigen ein rechtmäßiger Zugang zu Cannabis als Genussmittel ermöglicht und dass dadurch zum 
anderen dem Jugend- und Verbraucherschutz und der Suchtprävention gedient werden solle. Dabei 
sind bundesrechtlich zu regelnde Fragen angesprochen, die einer kommunalen Regelung nicht zu-
gänglich sind. 

2. Beispiele aus anderen Kommunen 

„Cannabis Social Clubs“ sind Bürgervereinigungen, die den Anbau einer begrenzten Menge Canna-
bis für ihre persönlichen Bedürfnisse gemeinschaftlich organisieren wollen. In mehreren Städten 
wurden bereits entsprechende private Organisationen gegründet, zum Beispiel in Karlsruhe, Brühl, 
Stuttgart, Nürnberg, München, Berlin, Hamburg, Leipzig und so weiter.  



- 3.2 - 
 

Drucksache:  

0 0 5 2 / 2 0 1 7 / I V  . . .  
00275429.doc 

 

 

Verschiedene Initiativen haben sich zudem mit einem Antrag auf eine Ausnahmegenehmigung des 
BfArM beschäftigt. Die Anforderungen an eine Erlaubnis nach § 3 Absatz 2 BtMG sind hoch: bei-
spielsweise muss das Modellvorhaben von sach- und fachkompetenten, wissenschaftlich erfahre-
nen Personen erarbeitet und durchgeführt werden; ein Konzept für eine wissenschaftliche Beglei-
tung ist vorzulegen; die Versuchsanordnung muss eine Risikoabschätzung beinhalten, um unver-
tretbare Gefährdungen zu vermeiden; bei der abgebenden Stelle bzw. deren Personal muss eine 
besondere Sachkenntnis über Betäubungsmittel vorliegen; es hat eine ständige Kontrolle der Teil-
nahmeberechtigung stattzufinden; die Verwendung der Betäubungsmittel ist zu kontrollieren; eine 
sichere Aufbewahrung der BtM ist zu gewährleisten. 

Berlin: 

Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin hat am 26.06.2015 einen Antrag auf Erteilung 
einer Erlaubnis nach § 3 BtMG für einen „Regulierten Verkauf von Cannabis in Friedrichshain-
Kreuzberg“ beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte gestellt. Der Antrag ist abge-
lehnt worden, auch der Widerspruch wurde als unbegründet zurückgewiesen, weshalb eine Klage 
gegen den Bescheid keine Aussicht auf Erfolg gehabt hätte.  

Der Begründung des Ablehnungsbescheides des BfArM vom 30.09.2015 ist unter anderem zu ent-
nehmen, dass „eine legale Abgabe von Cannabis aus kontrolliertem Anbau eine Signalwirkung ent-
faltet und eine Unbedenklichkeit suggeriert würde, die das Betäubungsmittel nicht hat. Darüber ver-
mögen auch Aufklärungsgespräche und informative Texte nicht hinweghelfen. Weiterhin verkenne 
die Antragstellerin, dass mit einer legalen Abgabe auch Erstanwender angesprochen werden, also 
solche Personen, die angesichts des Verbotes bislang auf den Konsum verzichtet haben. Die Abga-
be von Cannabis zu Genusszwecken wäre mit dem erklärten Ziel des Gesetzes, den Missbrauch 
von Betäubungsmitteln sowie das Entstehen oder Erhalten einer Betäubungsmittelabhängigkeit so-
weit wie möglich auszuschließen, nicht vereinbar und angesichts der Risiken, die von Cannabis 
ausgehen auch nicht verhältnismäßig.“  

Bremen: 

Auch in Bremen gibt es Bestrebungen, im Rahmen eines Modellprojektes legale und staatliche 
Cannabis-Abgabestellen zu schaffen für „….wissenschaftliche Modellversuche zur kontrollierten 
Abgabe und medizinischen Nutzung von Cannabis“ (siehe Koalitionsvertrag). Mit dem entsprechen-
den Bürgerschaftsbeschluss im vergangenen Jahr hat der Senat auch den Auftrag erhalten, eine 
Bundesratsinitiative für eine Änderung des Betäubungsmittelgesetzes anzustoßen und derartige 
Modellversuche im BtMG rechtlich klarer abzusichern. Seither tagt eine ressortübergreifende Ar-
beitsgruppe zu dem Thema. 

Düsseldorf: 

In Düsseldorf bekam die Verwaltung 2015 den Auftrag, beim BfArM eine Ausnahmegenehmigung 
zum Betrieb von lizenzierten Abgabestellen von Cannabisprodukten zu beantragen. Da die Freigabe 
politisch, medizinisch und auch gesellschaftlich umstritten ist, hatte man sich im Düsseldorfer Ge-
sundheitsausschuss zunächst auf einen Fach-Kongress geeinigt, der am 7. Dezember 2016 statt-
fand. Nach Skizzierung einer Pilotstudie und der Erarbeitung einer Machbarkeitsstudie (eine mögli-
che Studie könnte 500 Teilnehmer umfassen, 250 davon sollen Cannabis legal erwerben, der Rest 
fungiere als Kontrollgruppe; so soll erforscht werden, wie sich legal erworbener Cannabis im Ver-
gleich zu illegal erworbenem auf die Gesundheit und das Befinden der Menschen auswirkt) könnte 
der Antrag bis Sommer 2017 gestellt werden. Zunächst stehen jedoch Gespräche zur Finanzierbar-
keit im Stadtrat an – nach Rücksprache mit dem Suchtkoordinator der Stadt Düsseldorf hätten auf 
dem Fach-Kongress im Dezember anwesende Experten die Gesamtkosten für die Studie aufgrund 
von Erfahrungswerten auf einen Betrag zwischen 800.000 € und 1 Million € geschätzt. 
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3. Stellungnahme des Gesundheitsamtes und des Polizeipräsidiums Mannheim  

Eine Antragstellung nach § 3 Absatz 2 BtMG muss – anders als die über die Einbringung des oben 
genannten Cannabiskontrollgesetzes geführte Legalisierungsdiskussion – zu wissenschaftlichen 
oder anderen im öffentlichen Interesse liegenden Zwecken erfolgen. 

In Heidelberg werden die mit der Thematik insgesamt verbundenen gesundheitlichen und wissen-
schaftlichen Fragestellungen von dem dafür zuständigen, beim Landratsamt des Rhein-Neckar-
Kreises angesiedelten Gesundheitsamt bearbeitet. Vom Gesundheitsamt liegt zwischenzeitlich die 
als Anlage 01 beigefügte Stellungnahme vom 05.04.2017 vor. Darin kommt das Gesundheitsamt 
zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 

„Für eine solche Regulation erscheint es sinnvoll, dass analog zur Vorgehensweise im Vorfeld der 
gesetzlichen Regelungen zur Diamorphinvergabe zeitnah Modellprojekte implementiert werden, die 
wissenschaftlich begleitet werden müssen. Gesetzliche Grundlage dafür bietet der § 3 Absatz 2 
BtMG. Denkbar wäre die Durchführung an mehreren Standorten (in Berlin, Hamburg, Köln und 
Frankfurt wird bereits über einen Antrag beim zuständigen Bundesinstitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte [BfArM] nachgedacht), die neben einem gut ausgebauten Präventionsnetzwerk, eine 
gute Beratungs- und Behandlungsinfrastruktur vorhalten. Die Modellprojekte bedürfen neben einem 
dezidierten Design einer engmaschigen quantitativen und qualitativen wissenschaftlichen Beglei-
tung.  

Angesichts der universitären Infrastruktur vor Ort erscheint eine Durchführung auch in Heidelberg im 
Sinne der Etablierung eines „Cannabis Social Clubs“ prinzipiell denkbar. Neben zahlreichen ande-
ren Variablen sollten insbesondere die Auswirkungen der Modellversuche im Hinblick auf die Prä-
valenzraten bei Jugendlichen unter 18 Jahren hohe Priorität haben.  

Den Modellversuchen sollte vor Implementierung eine ausreichende Vorlaufzeit eingeräumt werden, 
damit die Bevölkerung angemessen informiert werden kann. Die staatliche Aufsicht über die Kontrol-
le, Vergabe, Qualität der angebotenen Substanzen, die Einhaltung des Jugendschutzes etc. muss 
gewährleistet sein. „Konsumtourismus“ muss durch Registrierung der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer am Modellprojekt verhindert werden.  

Ein erster Schritt könnte beispielsweise die Einrichtung einer interkommunalen, interdisziplinären 
Arbeitsgruppe sein, bspw. unter Federführung des Städte- und Gemeindetags, um die Eckpunkte für 
die Durchführung eines entsprechenden Modellprojekts zu erörtern.“ 

Das Polizeipräsidium lehnt dagegen die wissenschaftlich begleitete Einrichtung eines CSC ab. In 
dem als Anlage 02 beigefügten Schreiben kommt die Polizeidirektion auf Seite 6 zu folgender Emp-
fehlung:  

„Aus polizeilicher Sicht kann die Einrichtung sogenannter CSC bzw. die Beantragung auf Ausstel-
lung einer Ausnahmegenehmigung zu einer legalen Abgabe von Cannabis durch diese, nicht befür-
wortet werden. Ein koordinierter und kontrollierter Anbau und Vertrieb von Cannabis an einen be-
rechtigten Personenkreis kann aus hiesiger Sicht nur durch staatliche Stellen, wie beispielsweise die 
beim BfArM angesiedelte Cannabisagentur, gewährleistet werden.  
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Insbesondere die folgenden, nicht abschließend aufgeführten Argumente stehen in direktem Wider-
spruch zur Befürwortung der CSC-Idee: 

 Nicht zu kontrollierende, tatsächliche Anbaumenge 

 Nicht zu kontrollierende Absatz- und Verkaufswege 

 Der sogenannte „Schwarzmarkt“ würde nur bedingt untergraben werden, da Personen unter 18 
Jahren sowie Personen, die nicht in den Verein eintreten möchten, nach wie vor Cannabis auf 
dem Schwarzmarkt beziehen würden. 

 Nicht zu unterschätzende Signalwirkung auf das Unrechtsbewusstsein Jugendlicher, sowie eine 
Verharmlosung der Gesundheitsgefahr 

 Möglicherweise ein Anreiz für Erstkonsumenten 

 Die Einrichtung eines CSC steht in direkter Konkurrenz zum Jugendschutz, in Ländern mit re-
pressiver Cannabis-Politik konsumieren Kinder und Jugendliche weniger als in Ländern mit ei-
ner liberalen Cannabis-Politik (Quelle: Zitat Rainer Thomasius, Suchtexperte vom Universitäts-
klinikum Hamburg-Eppendorf). 

 Bei Cannabiskonsumenten besteht ein erhöhtes Unfallrisiko im Straßenverkehr, auch wenn ak-
tuell kein Konsum vorliegt (anders als bei Alkohol), sogenannte „Flash Back“, da THC im Ge-
gensatz zu Alkohol fettlöslich ist und sich im Körper-/Unterhautfettgewebe einlagert und in einer 
Stresssituation freigesetzt werden kann. 

 Bei den bestehenden gesetzlichen Vorschriften, dem BtMG, handelt es sich um ein Bundesge-
setz, woraus sich für die Polizeien der Länder selbstverständlich das Legalitätsprinzip ergibt. 
Eine Änderung dieses Gesetzes obliegt einzig und allein dem Bund.“ 

4. Interview mit dem Leiter der Fachstelle Sucht in der RNZ vom 08.04.2017 

Laut Interview in der Rhein-Neckar-Zeitung vom 08.04.2017 spricht sich der Leiter der Fachstelle 
Sucht in Heidelberg gegen eine Legalisierung von Cannabis aus. Sie könne dazu führen, dass die 
Zahl von Menschen mit Abhängigkeit steige, außerdem rechne er mit einer steigenden Zahl jugend-
licher Konsumenten. Eine Legalisierung hielte er deshalb für ein gesamtgesellschaftliches Experi-
ment mit unklarem Ausgang. Aus präventiven Gesichtspunkten sei es die falsche Entscheidung. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg  

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes   
 
Nummer/n: 
(Codierung)  

+ / - 
berührt: 

Ziel/e: 

QU 5 + 
Vielfalt der Lebensformen ermöglichen, Wahlfreiheit der Lebensgestaltung 
unterstützen 

  Begründung: 

  
Befürworter eines CSC argumentieren, dass jeder erwachsene Mensch 
selbst entscheiden solle, was er zu sich nimmt. 

  Ziel/e: 

SOZ 6 - Interessen von Kindern und Jugendlichen stärker berücksichtigen  
SOZ 13 - Gesundheit fördern, gesündere Kindheit ermöglichen  
  Begründung: 

  

Laut Stellungnahme des Polizeipräsidiums stehe die Einrichtung eines 
CSC in direkter Konkurrenz zum Jugendschutz; auch die Fachstelle Sucht 
rechnete mit einer steigenden Zahl jugendlicher Konsumenten. 

 

2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
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siehe Ziffer 1 
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